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Wie reformfähig ist Frankreich? Mir geht es

heute nicht so sehr um die Inhalte oder die

Qualität von Reformpolitik – diese sind wie

hierzulande höchst umstritten. Vielmehr soll

die Frage der Durchsetzung im Mittelpunkt

stehen: also die Fähigkeit des politisch-

gesellschaftlichen Systems, auch strittige

Veränderungen (von Strukturen, Leistungen

oder Regelwerken) durchzusetzen. Dabei

unterstellt die Fragestellung, dass es landes-

spezifische Faktoren gibt, die diese Fähigkeit

positiv oder negativ beinflussen.

1. Eine alte Debatte
Zunächst einmal sei daran erinnert, dass die

Frage nach der Fähigkeit zum Wandel alles

andere als neu ist. So verweisen Historiker

darauf, dass der seit 1789 virulente Gegen-

satz zwischen Revolution und Reform bis in

die jüngere Vergangenheit durch die Domi-

nanz des revolutionären Diskurses gekenn-

zeichnet war. Der revolutionäre Diskurs, die

revolutionäre Pose haben sich wiederholt als

attraktiver erwiesen als der mühsame Gra-

dualismus der Reformpolitik. In einem be-

merkenswerten Dossier, das die Zeitschrift

„Esprit“ dem Thema widmet, verweisen die

Herausgeber darauf, dass „die Reformaller-

gie [...] eine quasi-historische Tradition“

darstelle; der Essayist Daniel Lindenberg stellt

im gleichen Dossier fest, „dass die Allergie

gegenüber dem Reformismus nicht allein die

Sache einer gewissen Linken ist, sondern

vielmehr eine Kultur der Konfrontation, ja

des Bürgerkriegs widerspiegelt, die in Frank-

reich eine der am meisten verbreiteten Hal-

tungen ist.“1 

Ein anderes Beispiel: Stanley Hoffmann be-

schreibt in seinem Aufsatz „Paradoxes of  the

French Political Community“ (erschienen

1963 in „In Search of  France“) den Schwebe-

zustand zwischen den Kräften der Anciens

und der Modernes, also der beharrenden und

der auf  Veränderung drängenden Kräfte, ei-

nen Zustand, den er als Pattsituation be-

schreibt („stalemate society“) und der in der

französischen Übersetzung zur „société blo-

quée“, also zur blockierten Gesellschaft ge-

worden ist. Damit ist ein Begriff geboren

worden, der eine ganze Nachkriegsgenera-

tion frankreichbezogener Forscher in ihren

Bann gezogen hat – zumal der Soziologe Mi-
chel Crozier 1970 mit seinem Buch „La société

bloquée“ diesen Begriff wieder aufnimmt.2
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In diesen Analysen wird eine Deutung der

Schwierigkeiten versucht, die die französi-

sche Gesellschaft mit dem Wandel hat. Ver-

wiesen wird auf  bürokratisch-paternalisti-

sche Strukturen, in denen die Zwischenge-

walten zwischen Staat und Bürger schwach

ausgeprägt sind, auf ein hierarchisches

Autoritätsmodell, das die Auseinanderset-

zung und Verhandlung zwischen Gleichen

(„face to face“) verweigert; auf eine politi-

sche und soziale Kultur, die der sozialen Ver-

handlung nur wenig Raum lässt, auf eine Ge-

sellschaft, die ständig vom Wandel spricht

und es gleichzeitig ablehnt, diesen Wandel

anzunehmen; auf die Schwierigkeiten des

politischen Systems, sich an die (inzwischen

Frankreich voll erfassenden) wirtschaftlich-

sozialen Veränderungen anzupassen.

Und in der jüngeren Zeit? Nach den De-

zemberstreiks von 1995, die wochenlang das

Land erschütterten, spricht Alain Touraine von

„der permanenten Unfähigkeit der französi-

schen Gesellschaft, die Veränderungen zu

gestalten, die deshalb nur in einem Klima

dramatischer Konfrontation realisiert wer-

den können.“3 Das erwähnte Dossier der

Zeitschrift „Esprit“ stammt aus dem Jahre

1999, und im Herbst 2003 hat ein Buch von

Nicolas Baverez, „La France qui tombe“, eine

jener Debatten über den ‘Niedergang Frank-

reichs’ ausgelöst, die das Land periodisch

heimsuchen. Baverez behauptet, dass Frank-

reich sich seit dem 19. Jahrhundert durch die

außergewöhnliche Schwierigkeit auszeich-

ne, sich an den fundamentalen Strukturwan-

del der geopolitischen Rahmenbedingungen

und des weltweiten Kapitalismus anzupas-

sen. Diese Unfähigkeit zur Modernisierung

habe seit den 1980er Jahren zu einer Phase

des Niedergangs geführt, der von der politi-

schen Klasse bewusst herbeigeführt und

gleichzeitig vernebelt werde. Und dann

kommt der Ruf nach dem starken Mann:

„[...] man muss eine Schocktherapie anwen-

den, ähnlich derjenigen von 1958.“4

Die Liste könnte beliebig verlängert, die Zahl

der Zitate vermehrt werden. Aber dieser Dis-

kurs des Niedergangs, die These von der Re-

formunfähigkeit steht in einem seltsamen

Widerspruch zu den tatsächlichen tiefgrei-

fenden Veränderungen, die Frankreich nicht

nur seit 1945, sondern auch und vor allem in

den vergangenen zwei Jahrzehnten durch-

laufen hat, und die allesamt Ergebnisse poli-

tischer Reformen sind. Man kann die 1982

von Mitterrand eingeleitete Dezentralisierung

erwähnen, deren Eigendynamik bis heute

nicht beendet ist. Man kann den umfassen-

den Paradigmenwechsel erwähnen, der die

französische Wirtschaftspolitik seit der dra-

matischen Wende vom März 1983 erfasst hat

und mit dem Frankreich schrittweise Ab-

schied von seinem etatistischen Wirtschafts-

modell genommen hat. Und man wird den

gegenwärtigen schwierigen Umbau des Sys-

tems der sozialen Sicherung durch die Regie-

rung Raffarin erwähnen müssen.5 

Frankreich also unfähig zum Wandel?

Angesichts der skizzierten rasanten, wenn-

gleich bei weitem nicht abgeschlossenen

Veränderungsprozesse ist man geneigt, die-

se These als intellektuelle Salondiskussion

abzutun. Wenn sie dennoch Widerhall fin-

det, dann vor allem deshalb, weil die genann-

ten Veränderungen sehr häufig mit krisen-

haften Verwerfungen verknüpft waren: blu-

tige Kolonialkriege, die Krise der IV. und der

Übergang zur V. Republik, die Entkoloniali-

sierung, die Mai-Revolte 1968, der erwähnte

Streik von 1995, die politische Schockwelle

der Wahlen des vergangenen Jahres oder

auch die massiven Streiks gegen die Renten-

reform in diesem Frühjahr. Also nicht selten

ein „dramatisches Klima der Konfrontation“

im Sinne von Alain Touraine, womit sich die

Frage nach den institutionellen, politischen

und gesellschaftlichen Bedingungen des

Wandels in Frankreich stellt.
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2. Institutionelle Voraussetzungen
der Reformfähigkeit
Hier bietet die Verfassung der V. Republik,

die die Erfahrungen des entscheidungsunfä-

higen Parlamentsregimes der IV. Republik

vor Augen hatte, auf den ersten Blick gute

Grundlagen für eine gewählte Regierung, ih-

re Politik durchzusetzen. Denn sie hat die

Exekutive gleich auf mehrfache Weise ge-

stärkt.6 Einige wenige Beispiele:

Erstens gibt der von Michel Debré ersonne-

ne „rationalisierte Parlamentarismus“ der

Regierung eine Reihe institutioneller Folter-

werkzeuge an die Hand, um die Parlaments-

mehrheit zu disziplinieren und den Gesetz-

gebungsprozess zu kontrollieren. Erwähnt

sei neben vielen anderen Bestimmungen nur

die Möglichkeit, unliebsame Änderungsan-

träge dadurch abzublocken, indem die Re-

gierung nach Art. 44,3 der Verfassung eine

en-bloc-Abstimmung verlangt. Oder die Ver-

knüpfung der Entscheidung über eine Geset-

zesvorlage mit der Vertrauensfrage nach Ar-

tikel 49,3 – dann ist die Vorlage ohne

Abstimmung angenommen, es sei denn, ein

Misstrauensvotum gegen die Regierung fän-

de eine absolute Mehrheit. In zwei kritischen

Phasen – 1976–81 unter Giscard d’Estaing und

1988–1993 unter Mitterrand, haben diese Be-

stimmungen trotz zerstrittener Regierungs-

mehrheit (Giscard) beziehungsweise einer

nur relativen Parlamentsmehrheit (Mitter-
rand) die Regierungsfähigkeit gewährleisten

können.

Zweitens muss die Regierung im Ein-

heitsstaat Frankreich trotz des Zwei-Kam-

mern-Systems keine Blockade des Senats

fürchten, denn in fast allen entscheidenden

Fällen (jedenfalls solange keine Verfassungs-

änderung nötig ist) hat die Nationalver-

sammlung das letzte Wort.

Schließlich muss auch das Wahlrecht er-

wähnt werden. Es sorgt in der Regel für

stabile parlamentarische Mehrheiten; Erd-

rutschsiege wie 1968, 1981, 1993 oder jetzt

2002 mit klaren absoluten (sogar 2/3-) Mehr-

heiten) sind keine Seltenheit. Zwar gibt es

häufig auch Koalitionsregierungen – aber

die Durchsetzungsfähigkeit kleinerer Koali-

tionspartner ist aufgrund des Wahlrechts

und der Polarisierung des Parteiensystems

deutlich begrenzt.

Nun hat es seit 1986 insgesamt dreimal

Phasen gegeben, in denen die doppelköpfige

Exekutive der V. Republik aus Vertretern geg-

nerischer politischer Lager bestand: die so

genannte Kohabitation.7 Wie ist es in diesem

Fall um die Durchsetzungsfähigkeit umstrit-

tener politischer Maßnahmen bestellt? Zu-

nächst einmal: Alle drei Kohabitationen ha-

ben – mehr oder minder leidlich – funk-

tioniert, eine allseits befürchtete institutio-

nelle Blockade ist nicht eingetreten. Aller-

dings ist gerade die letzte, fünfjährige Koha-

bitation zwischen Chirac und Jospin gegen

Ende von allen Beteiligten als quälend emp-

funden worden und hat eine Reihe von For-

derungen nach einer Revision der Verfassung

hervorgebracht. Was die Entscheidungsfä-

higkeit angeht, so muss  man differenzieren:

In einer Vielzahl innenpolitischer Bereiche,

vor allem der Wirtschafts- und Sozialpolitik,

hat die Kohabitation die jeweilige Regierung

nicht daran gehindert, einschneidende Struk-

turreformen durchzusetzen. Dies war so

1986, als die Regierung Chirac eine massive

Reprivatisierungspolitik einleitete und damit

ein Symbol der linken Politik seit 1981 de-

montierte. Dies war so, als 1997 Jospin gegen

massiven politischen Widerstand die flächen-

deckende 35-Stundenwoche auf dem Gesetz-

weg einführte. In diesen und zahlreichen an-

deren Fällen ist die parlamentarische Mehr-

heit in der Lage, ihre Politik auch gegen den

Präsidenten durchzusetzen. Anders sieht es

aus bei der Außen- und Europapolitik, der

Justizpolitik, der Dezentralisierung oder bei

anderen die Verfassung berührenden Fragen.

Hier ist die Regierung auf einen Kompro-

miss mit dem Präsidenten angewiesen. Da in

der Europapolitik zahlreiche Fragen auch

innenpolitischer Natur sind, ergibt sich hier
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eine Grauzone, die die Handlungsfreiheit

der Regierung beeinträchtigen kann.

Unser vorläufiges Fazit ist, dass die insti-

tutionellen Voraussetzungen für die Regie-

rungs- und Reformfähigkeit Frankreichs ge-

geben sind – mit gewissen Abstrichen, was

die Kohabitation angeht. Allerdings muss

diese Aussage sogleich deutlich nuanciert

werden, wenn es um die politisch-gesell-

schaftliche und nicht nur um die parlamenta-

rische Durchsetzung von Reformen geht.

3. Der "starke Staat" – 
ohne Bodenhaftung
Der mit der V. Republik geschaffene starke

Staat korrespondiert mit einer ausgeprägten

Schwäche der Vermittlungsinstanzen zwi-

schen Staat und Gesellschaft, also der politi-

schen Parteien und der Interessenverbände.

Diese Schwäche ist Ergebnis einer langen,

noch vor der Revolution von 1789 begonne-

nen Tradition der „latenten Feindseligkeit“

(Yves Mény) des Staates als Verkörperung des

Gemeinwohls gegenüber den Zwischenge-

walten als Vertreter von Partikularinteressen.

Mit den Worten von Gilbert Ziebura ist es „ge-

rade diese, auf einer weitgehenden Trennung

von Staat und Gesellschaft beruhende Kon-

struktion, die der Hauptgrund für seine

Schwäche ist.“8 Denn sie führt zu einer man-

gelnden „Bodenhaftung“ der staatlichen Re-

präsentanten und ihrer technokratischen Eli-

ten – ein Vorgang, der bis heute eine Bände

füllende Kritik an der Technokratie und an

der Kluft zwischen Regierungseliten und

dem Volk hervorgerufen hat. Zwar wird mit

schöner Regelmäßigkeit die „soziale Kon-

zertierung“ beschworen, versuchen Regie-

rungen aller Couleur, durch regelmäßige

Konsultationen ihre Entscheidungen legiti-

matorisch abzusichern. Aber in der Praxis ist

dies oft nicht mehr als der Versuch, die Ver-

bände für die Zwecke der staatlichen Politik

zu instrumentalisieren. Bestes Beispiel dafür

war der nationale Beschäftigungsgipfel, zu

dem Premierminister Jospin im Herbst 1997

die Spitzen der Sozialpartner zusammenrief.

Am Ende der ganztägigen Beratungen über

Strategien der Beschäftigungspolitik zog der

Premier einen bereits vorher ausgearbeite-

ten Gesetzesentwurf zur Einführung der 35-

Stunden-Woche aus der Tasche und entlarv-

te damit die gesamte Veranstaltung als Farce.

Der abgehobene, technokratische Cha-

rakter des Staates und oft auch seiner Politik

hat zwei schwerwiegende Konsequenzen.

Erstens: Während sich Wirtschaft und Ge-

sellschaft teilweise rapide und durchgreifend

verändert haben (dies gilt für die Unterneh-

men ebenso wie für die Beschäftigten, die so-

zialen und die lokalen Akteure), erweckt der

Staat zunehmend den Eindruck der Immobi-

lität. Dieser Befund des Auseinanderklaffens

zwischen Staat und Wirtschaft beziehungs-

weise Gesellschaft klingt schon bei Stanley
Hoffmann 1963 an und hat in den vergange-

nen Jahren die notwendige Reform des Staa-

tes endgültig in den Mittelpunkt des Interes-

ses gestellt. Der Staat und seine Verwaltungs-

eliten, die nach 1944 wesentliche Träger des

französischen Modernisierungsprozesses ge-

wesen waren, sind mit dem dramatischen

Wandel der wirtschaftlich-gesellschaftlichen

Rahmenbedingungen zu einem Hemmschuh

des weiteren Fortschritts geworden. Sie ha-

ben ein wachsendes Problem, ihre Struktu-

ren, ihre Arbeitsweisen und ihre Aufgaben

den veränderten Bedingungen anzupassen. 

Die Herausgeber des vielbeachteten Bu-

ches „Notre État“ (also: Unser Staat, aber

auch: Unser Zustand), Bernard Spitz und Roger
Fauroux, beklagen, dass ausgerechnet im

Zeitalter des Internets und der unbegrenzten

Kommunikation Staat und Verwaltung sich

„in einem Schweigen der Katakomben“ ge-

fallen.9 Das Buch liefert eine Fülle von Bei-

spielen für die „malaise“ des öffentlichen

Dienstes und zahlreiche gescheiterte Re-

formversuche. Einer davon spricht Bände:

Die aus vielen Gründen sinnvolle und not-

wendige Zusammenlegung zweier großer
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Abteilungen der Steuerverwaltung, deren Ar-

beit sich stark überschneidet, ist 1999 kläg-

lich gescheitert, und zwar letztlich am

Widerstand einer Gewerkschaft, die in der

Fusion eigene Bastionen bedroht sah; der zu-

ständige Minister musste seinen Hut neh-

men. 

Dieses Beispiel verweist auf eine zweite

Konsequenz der mangelnden Vermittlungs-

prozesse zwischen Staat und Gesellschaft:

Politische Reformvorhaben sind immer wie-

der vom Scheitern bedroht. Oder wie es Gil-
bert Ziebura in seiner barocken Deutlichkeit

ausdrückt: „So kommt es, dass die Regierun-

gen immer wieder Entscheidungen treffen,

die an der Stimmungslage oder den Interes-

sen der Betroffenen weit vorbeigehen. So-

bald diese sich mobilisieren und massenhaft

auf der Straße protestieren oder in den Streik

treten, weicht die Regierung zurück aus

Furcht vor Ausweitungen zu einer größeren

sozialen Krise. Wie eine Schnecke, deren

Fühler an ein Hindernis stoßen, zieht sie

sich in ihr Haus zurück.“10 Das klassisch ge-

wordene Lehrbeispiel für diese vielfach be-

legbaren Vorgänge ist das Scheitern Alain
Juppés im Jahre 1995. Juppé hatte einen weit-

reichenden Entwurf für eine Strukturreform

der Rentenversicherung angekündigt, ihn

aus Gründen des politischen Marketings

aber bis zu seiner Verlesung in der National-

versammlung geheim gehalten. Der Überra-

schungseffekt war zunächst ein voller Erfolg:

Die Nationalversammlung applaudierte eben-

so wie die Medien zu dieser mutigen Struk-

turreform. Wenige Wochen später versank

Frankreich im Chaos eines Generalstreiks

und zahlreicher Massenmobilisierungen ge-

gen ebendiesen Juppé-Plan; der Premiermi-

nister musste klein beigeben. Er hatte es

schlicht versäumt, sich rechtzeitig um die

politische Akzeptanz seines genialen Planes

zu kümmern.

Auch die Linke, sobald sie regierte, ist

dem Hang zu einer abgehobenen, ihrer Wäh-

lerbasis entfremdeten Politik nicht entgan-

gen. Seit 1981 ist im Übrigen jede Regie-

rungsmehrheit bei der folgenden Wahl abge-

wählt worden. Der Wahlschock vom 21. März

2002, als Lionel Jospin nach fünf überwiegend

erfolgreichen Regierungsjahren von den

Wählern regelrecht abgestraft wurde und mit

16 Prozent noch hinter dem rechtsextremen

Kandidaten Le Pen landete, verweist auf das

Dilemma der Politik, für schwierige Reform-

vorhaben den notwendigen politischen und

gesellschaftlichen Rückhalt zu finden. 

4. Gesellschaftliches Protest-
potenzial als Reformblockade?
Alle diese Vorgänge verweisen auf tiefe ge-

sellschaftliche Spaltungslinien, ein hohes

Frustrationspotenzial in der Bevölkerung,

aber auch auf eine Protestkultur, die sich bis

zur Französischen Revolution zurückverfol-

gen lässt. Seither haben, so Yves Mény, die Re-

gierenden „immer panische Angst davor ge-

habt, dass die Straße auf die Machthaber

Druck ausübt.“11 Diese Tradition äußert sich

heute in periodisch wiederkehrenden sekto-

renspezifischen Revolten zahlreicher Berufs-

gruppen, seien es Lehrer, Finanzbeamte, Kran-

kenschwestern, Ärzte, Lkw-Fahrer, Bauern,

Müllarbeiter oder wie im Sommer die unre-

gelmäßig Beschäftigten des Kultursektors.

Zu den Kennzeichen dieser Protestbewegun-

gen zählen: eine hohe Mobilisierungsfähig-

keit, militante, auch Gewalt nicht ausschlie-

ßende Protestformen sowie eine weitgehen-

de Spontaneität und Basisorientierung, die

durch die Verbandsapparate immer weniger

gesteuert werden kann. Daher auch die Un-

berechenbarkeit, die derartigen Bewegungen

eigen ist und die die erwähnte Angst der Re-

gierenden vor einem „heißen Herbst“ oder

einem „neuen 1995“ begründen. Dabei trägt

der Staat durch seine Abgehobenheit und

durch seine Arroganz, aber auch durch feh-

lende Kanäle der Interessenvermittlung sei-

nen Teil zu dieser Entwicklung bei: Zahl-

reiche gesellschaftliche Gruppen haben die



Politik | Wie reformfähig ist Frankreich? 71

Erfahrung gemacht, dass sie sich nur durch

militante Aktionen Gehör zu verschaffen

mögen.

Dieses Mobilisierungspotenzial wird häu-

fig zusätzlich aufgeladen durch eine starke

ideologische Prägung öffentlicher Debatten.

Die erfolgreicheren Protestbewegungen ver-

mögen es, ihre gruppenspezifischen Interes-

sen als Verteidigung großer Leitbilder dar-

zustellen, die in Frankreich weiterhin eine

starke Prägungskraft besitzen: etwa die Idee

der Republik (und das darin enthaltene Pri-

mat der Politik gegenüber anonymen, nicht

legitimierten Mächten), oder den Sozialstaat

und den ‘service public’ als Garanten des na-

tionalen und des sozialen Zusammenhalts –

Ideen, die als Bollwerke gegen den Neo-

(man sagt öfter: Ultra-) Liberalismus ver-

standen werden. Es ist kein Zufall, dass glo-

balisierungskritische Gruppen wie Attac in

Frankreich ihren Ursprung haben und dort

weiterhin überdurchschnittlich starken Wi-

derhall finden. Der ökonomische Anti-Libe-

ralismus beherrscht deutlich die öffentlichen

Debatten. So ist der Erfolg der Massenpro-

teste von 1995 auch damit zu erklären, dass

die Streikenden des öffentlichen Dienstes in

den Augen der Öffentlichkeit nicht nur als

Verteidiger ihrer – relativ privilegierten –

Interessen auftraten, sondern darüber hin-

aus als Verteidiger der Nation und des Inte-

grationsmodells der französischen Gesell-

schaft. „In einer solchen Perspektive“, so

schreibt der Soziologe François Dubet, „ent-

zieht sich der öffentliche Dienst dem wirt-

schaftlichen Kalkül. Eine Eisenbahnlinie

stillzulegen, selbst wenn sie keine Realität

mehr hat, eine Dorfschule zu schließen,

selbst wenn sie nicht mehr genug Schüler

hat, stellt dann einen Angriff auf die natio-

nale Identität und auf die Republik dar.“12

Gegenüber diesem explosiven Gemisch

aus korporatistischen Interessen, hoher Mo-

bilisierungsfähigkeit und ideologischer Auf-

ladung haben sich die jeweilig Regierenden

immer in einer merkwürdigen Defensive

befunden. Dies hat zahlreiche Gründe. Ich

will hier nur auf die pathologischen „Lern-

schleifen“ verweisen, die der Staat durch sein

Schwanken zwischen überheblicher Arro-

ganz und prinzipienlosen Konzessionen noch

verstärkt: „Die Gruppen“, so Yves Mény, „wis-

sen, dass Gewalt sich auszahlt, und dass es

wirkungsvoller ist, Schaufenster einzuschla-

gen, als an einem Prüfungsverfahren über die

Gemeinnützigkeit eines Vorhabens teilzu-

nehmen.“13 

Ein weiterer Grund ist kürzlich von Vivian
Schmidt thematisiert worden. Sie verweist

darauf, dass die französischen Regierungen

seit 1983 keinen legitimatorischen Diskurs

entwickelt haben, der dem tatsächlich voll-

zogenen Paradigmenwandel und der Trag-

weite der Veränderungen angemessen gewe-

sen wäre: „In Frankreich bestand das Pro-

blem seit Anfang der 1980er Jahre in der Un-

fähigkeit der Regierungen, einen kohärenten

Diskurs zu entwerfen, um die Hinwendung

zu einer liberaleren, offenen, marktwirt-

schaftlich orientierten Wirtschaft und zu ei-

nem stärker begrenzten Wohlfahrtsstaat [...]

zu legitimieren. Das Fehlen eines legitimie-

renden Diskurses, der Reformen nicht nur

als notwendig bezeichnete, sondern auch ih-

ren Wert verdeutlichte, führte zu öffentlicher

Desorientierung und zu Protest, verhinderte

notwendige Reformanstrengungen im Be-

reich des Wohlfahrtsstaates, und trug zum

Aufstieg der extremen Rechten bei.“14

Stattdessen haben linke wie rechte Regierun-

gen an den alten Paradigmen festgehalten,

Veränderungen entweder geleugnet, verbal

heruntergespielt oder aber ausschließlich

mit externen Zwängen begründet – außen-

wirtschaftliche Zwänge etwa oder immer

wieder EU-Regelungen. Dieser Widerspruch

zwischen Handeln und Tun war besonders

offenkundig bei Lionel Jospin, der seine Re-

formpolitik und ihre durchaus vorhandenen

sozial-liberalen Elemente mit einer traditio-

nalistisch sozialistischen Rhetorik verdeck-

te. Diese Methode der „Reformen durch die
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Hintertür“ mag kurzfristig geholfen haben,

schwierige Projekte zu realisieren – am Ende

wurde Jospin von seinem Diskurs wieder ein-

geholt, sah sich Vorwürfen des Verrats an

den proklamierten linken Idealen ausgesetzt

und musste erleben, wie die extreme Linke

ihm entscheidende Stimmen abnahm.

5. Chancen der Erneuerung?
Was folgt aus alledem? Zunächst einmal,

dass die Schwächen der Zwischengewalten

und der damit korrespondierende hypertro-

phe, oft abgehobene Staat Entscheidungs-

prozesse schwierig und zuweilen unbere-

chenbar gestalten, weil sie konfrontative

Verhärtungen begünstigen, die wiederum

Entscheidungen blockieren können. Die

„Reformblockaden“ sind also anderswo an-

gesiedelt als etwa in Deutschland, wo man

sie wohl eher in den Auswüchsen des koope-

rativen Föderalismus oder den Verkrustun-

gen des Verbändestaates suchen würde.

Dennoch: Trotz aller Belastungen für das

Entscheidungssystem kann man nicht gene-

rell von einer „systemischen“ Unfähigkeit zur

Reform sprechen. Dagegen spricht schon,

dass es immer wieder gelungen ist, diese

Blockaden zu überwinden. Raffarins erfolg-

reiche Durchsetzung der Rentenreform ge-

gen erheblichen sozialen Protest ist dafür

nur das jüngste Beispiel. Es gibt auch Anzei-

chen dafür, dass sich die gesellschaftlichen

Bedingungen für Reformpolitik verändern

können – langsam zwar, aber doch deutlich

spürbar. Dazu abschließend zwei Beobach-

tungen. Die erste bezieht sich auf einen Vor-

gang aus dem Jahre 2000.15 Der Unterneh-

mensverband Medef und ein Teil der Ge-

werkschaften, angeführt von der reform-

orientierten CFDT, handelten als Partner der

paritätisch verwalteten Arbeitslosenkassen

eine Reform der Arbeitslosenversicherung

aus, die auf eine Aktivierung Arbeitsloser

und entsprechende neue Instrumente hin-

auslief. Zwar kam es zunächst zu dem klas-

sischen Szenario, dass zwei andere große

Gewerkschaften, die CGT und Force Ouvrière,

diese Regelung erbittert ablehnten und die

Regierung Jospin bedrängten, sie nicht zu ge-

nehmigen. Nach harten Kontroversen gab es

schließlich einen Kompromiss: Der Entwurf

wurde von seinen Urhebern abgemildert,

und die Regierung erklärte diese sozialver-

traglich zustande gekommene Regelung für

allgemein verbindlich. Damit sind zum ers-

ten Mal die Sozialpartner (beziehungsweise

ein Teil von ihnen) erfolgreich als eigenstän-

dige reformerische Kraft aufgetreten, auf ei-

nem durchaus schwierigen Terrain. Und die

genannten Verbände sind gewillt, diesen

Weg weiter zu gehen.

Im engen Zusammenhang dazu steht die

zweite Beobachtung: Die Regierung Raffarin
hat angekündigt, die Selbstregulierungskraft

der Verbände systematisch fördern und da-

mit auch den Staat entlasten zu wollen. So-

wohl Präsident Chirac als auch Raffarin haben

mehrfach erklärt, dass sie künftig vor allen

größeren Reformvorhaben systematisch die

großen Verbände konsultieren wollen, und

dies bisher auch realisiert. Aber die Regie-

rung Raffarin geht noch einen Schritt weiter:

Sie will künftig Vereinbarungen zwischen

den Sozialpartnern den Vorrang vor einer ge-

setzlichen Regelung lassen. Um das Gewicht

der sozialen Verhandlungen zu stärken, soll

ein Mehrheitsprinzip eingeführt werden, das

der gegenwärtigen Zersplitterung der Ge-

werkschaftslandschaft entgegenwirkt und

Verhandlungsergebnisse damit verbindlicher

macht, damit aber auch das Interesse des

Unternehmerverbandes an wirklichen Ver-

handlungen stärkt. Es wird sich erweisen,

was von diesen Ankündigungen bleibt. Skep-

sis ist durchaus angebracht, denn es ist nicht

das erste Mal, dass derartige Ansätze schnell

wieder in der Versenkung verschwunden

sind. Und dennoch: Es zeigt sich, dass es

Kräfte sowohl im Staatsapparat als auch bei

den Verbänden gibt, die sozialen Verhand-

lungen ein neues Gewicht – und den Verbän-
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den damit mehr Verantwortung – geben wol-

len. Diese Kräfte sind in den letzten Jahren

stärker geworden.

Auf jeden Fall liegt in der Neubestim-

mung des Verhältnisses zwischen Staat und

organisierter Zivilgesellschaft, zwischen staat-

licher und sozialvertraglicher Regulierung,

einer der Schlüssel, um die Reform- und Zu-

kunftsfähigkeit Frankreichs zu sichern oder

zu erneuern. Nur wenn der Staat in der Lage

ist, seinen ohnehin nicht mehr einlösbaren

allseitigen Steuerungsanspruch herunterzu-

schrauben und den sozialen Verhandlungen

neue Gestaltungsräume zu überlassen, und

nur wenn die Verbände willens und fähig

sind, diese neuen Spielräume auch verant-

wortlich zu nutzen, können die beschriebe-

nen pathologischen Prozesse durchbrochen

und durch einen „Lernprozess der Reform“16

abgelöst werden. Die Zukunft ist also offen –

eine Zukunft übrigens, die nicht nur die

Franzosen, sondern angesichts der engen

politischen und ökonomischen Verflechtun-

gen in Europa auch uns in direkter Weise be-

trifft. Insofern verweist die Frage nach der

Reformfähigkeit Frankreichs auch auf dies-

bezügliche deutsche Debatten sowie darüber

hinaus auf die Zukunftsfähigkeit der euro-

päischen Wirtschaft.
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